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iese Europawahl ist ein entschei-
dender Moment in der Geschichte 
Europas: Fallen wir zurück in 

einen gefährlichen Nationalismus, der 
in der Geschichte immer zu großen 
Katastrophen geführt hat? Kapituliert 
die Politik vor der Globalisierung? Oder 
erneuern wir Europa als starke Gemein-
schaft und bauen ein Europa des Klima-
schutzes, der Demokratie und der Ge-
rechtigkeit? Für uns ist klar: Wir wollen 
Europas Versprechen erneuern!

Europa ist schon heute stark. Wir müs-
sen das Haus nicht abreißen und es 
von Grund auf neu aufzubauen. Welche 
Politik notwendig ist, um Europa noch 
stärker zu machen, darum sollte es in 
diesem Wahlkampf gehen.

Europa ist schon stark im Naturschutz. 
Der Europäische Gerichtshof hat die 

Säge im Hambacher Wald gestoppt. Die 
europäische Flora-Habitat-Richtlinie hat 
die größte NRW-Population der Bech-
steinfledermaus gerettet. Das genügt 
aber nicht, um das Artensterben aufzu-
halten. Wir Naturschützer hätten uns nie 
träumen lassen, dass in unserer Kultur-
landschaft die Feldlerche, dieser Vogel 
der singenden Felder, einmal selten 
werden könnte. Und doch ist selbst die 
Feldlerche heute bedroht. Auch deshalb 
müssen wir die europäische Agrarpolitik 
zum Wahlkampfthema machen. Die Sub-
ventionierung des Insekten- und Arten- 
sterbens mit europäischem Geld muss 
beendet werden. Wir wollen ökologische 
und naturverträgliche Landwirtschaft 
überall in Europa.

Nationalist*innen in ganz Europa instru-
mentalisieren die Ängste und Frustrati-
on von vielen und spielen die Menschen 

in Europa gegeneinander aus. Sie wollen 
unser gemeinsames Europa zerstören 
– das lassen wir nicht zu! Wir wollen 
Frieden und Zusammenhalt in Europa 
schützen. Der Europäische Gerichtshof 
hat die polnische Regierung dabei ge-
stoppt, die Unabhängigkeit der Gerichte 
abzuschaffen. Massenproteste in Rumä-
nien und klare Ansagen der EU-Kom-
mission haben bisher eine Amnestie 
für korrupte Politiker durch die rumäni-
sche Regierung verhindert. Wir wollen 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in 
Europa sichern und ausbauen: Regierun-
gen, welche die Rechtsstaatsprinzipien 
grundsätzlich verletzen, sollen künf-
tig nicht mehr selbst über EU-Gelder 
verfügen können. In diesen Fällen soll 
die EU-Kommission die Gelder direkt 
an Kommunen und andere Fördermit-
telempfänger*innen auszahlen. So wird 
den nationalen Regierungen die Verga-
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bemacht entzogen. Gleichzeitig kommt 
das Geld aber weiterhin dort an, wo es 
gebraucht und sinnvoll verwendet wird.

Die Zeit rennt, um den Klimakollaps 
noch aufzuhalten. Die Europawahl ist 
eine der letzten wichtigen Wahlen, um 
das Ruder noch herumzureißen. Wenn 
wir in den nächsten zehn Jahren beim 
Klimaschutz nicht ernst machen, dann 
werden die Folgen der Erderwärmung 
unkontrollierbar. Das Pariser Klima-
schutzabkommen ist ein großer Erfolg 
gemeinsamer europäischer Diplomatie. 
Europa muss vorangehen, damit wir 
diese Klimaschutzziele noch erreichen 
können. Traurigerweise muss die EU 
aber auch mittlerweile Deutschland 
beim Klimaschutz antreiben. Der Brüs-
seler Kompromiss für CO2-Grenzwer-
te für Neuwagen sieht bis 2030 37,5 
Prozent weniger Ausstoß vor. Das ist 
deutlich mehr als die Bundesregierung 
und deutsche Autoindustrie wollten, 
aber eben noch nicht die 55 Prozent, 
die Wissenschaftler fordern, um unseren 
Planeten zu retten. Im Klimaschutz liegt 
dabei auch eine große Chance für neue 
und zukunftsfähige Arbeitsplätze und 
Innovationen.

In der Sozialpolitik hat Europa – ent-
gegen seines Rufes – mittlerweile 
einiges erreicht. Dank der 4. Anti-Dis-
kriminierungsrichtlinie haben viele 
Behinderte heute bessere Chancen in 
unseren Gesellschaften. Auch hier war 
es die EU, welche die Mitgliedstaaten zu 
diesen Verbesserungen getrieben hat. 
Das Gleiche gilt bei der Gleichstellung: 
Dass Frauen in vielen Bereichen in den 
EU-Ländern gleichberechtigter behan-
delt werden, ist ein Verdienst Europas. 
Das heißt: Europa hat heute schon eine 
soziale Dimension. Aber wir müssen 
diese unbedingt ausbauen. Die soziale 
Ungleichheit zwischen, aber auch in-
nerhalb der EU-Länder liegt auf hohem 
Niveau. Europas Stärke wird sich an 
seinem Umgang mit den Schwächsten 
erweisen. Wenn wir es mittelfristig nicht 
schaffen, jenen Schutz vor den negati-
ven sozialen Auswirkungen der Globa-
lisierung und Digitalisierung zu leisten, 
den der Nationalstaat allein schon 

lange nicht mehr bieten kann, wird das 
Bündeln von nationaler Souveränität 
auf europäischer Ebene immer schwerer 
zu verteidigen sein. Wir brauchen heute 
nicht weniger als eine Globalisierung 
sozialer Standards. Und Europa ist dafür 
unser bester Ausgangspunkt. Ein Europa 
der wirtschaftlichen Freiheit haben wir 
schon, jetzt brauchen wir das Europa der 
sozialen Sicherheit. Dazu gehören ver-
bindliche Mindestlöhne in der gesamten 
EU und verbindliche Regeln für Soziales, 
Gesundheit, Rente und Arbeitslosigkeit.

Auch in der Steuerpolitik ist Europa in 
den letzten Jahren immer stärker ge-
worden. Das Europaparlament spielte 
bei der Schließung von Steueroasen 
eine zentrale Rolle. Wir sind aber noch 
nicht am Ziel. Wirkliche Steuergerech-
tigkeit gibt es erst, wenn Unternehmen 
ihre Steuern dort bezahlen, wo sie auch 
ihre Gewinne erwirtschaften. Ausgerech-
net die Bundesregierung blockierte im 
letzten Jahr wiederum zwei europäische 
Projekte, mit denen wir diesem Ziel 
näherkommen würden: Die öffentliche 
länderbezogene Steuertransparenz von 
Großunternehmen sowie eine wirkliche 
europäische Digitalsteuer für Google 

und Co. In ihrem Gegenvorschlag wer-
den Tech-Giganten wie Amazon und 
Apple von der Steuer ausgenommen. 
Das ist ein schlechter Scherz, aber keine 
Digitalsteuer. Es ist höchste Zeit, dass 
endlich alle großen Digitalfirmen ihren 
fairen Anteil zahlen.

Man könnte diese Liste der europäi-
schen Fortschritte und Potenziale fort-
setzen. Auch beim Verbraucherschutz 
und in der Sicherheitspolitik profitieren 
die Bürger, weil ihre Regierungen in der 
EU zusammenarbeiten. Wir Grünen sind 
nicht die einzigen Pro-Europäer. Aber 
wir sind am eindeutigsten für pro-euro-
päische Veränderungen. Wir sind dieje-
nigen, die konsequent für Veränderung 
in Richtung Klimaschutz, soziale Ge-
rechtigkeit, Demokratie und europäische 
Handlungsfähigkeit einstehen. Damit 
wir nicht zurückfallen in gefährlichen 
Nationalismus, damit Europa Hand-
lungsfähigkeit in der Globalisierung 
zeigt, brauchen wir diese Stärkung Euro-
pas. Deswegen ist diese Wahl entschei-
dend für jede und jeden in Europa.  
Und deswegen sollten alle, denen unse-
re Zukunft wichtig ist, am 26. Mai wäh-
len gehen und am besten Grün wählen!

Ska Keller und Sven Giegold führen die deutschen GRÜNEN als Spitzenduo in den 
Europawahlkampf 2019.                                                                Foto: © Dominik Butzmann
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Unsere natürlichen Lebens-
grundlagen schützen

Kommt, wir bauen 
das neue Europa!

in Europa ohne Kohle, Atomkraft 
und sonstige fossile Energien ist 
möglich. Wir wollen die Europä-

ische Union zum weltweiten Vorreiter 
von Klimaschutz, erneuerbaren Ener- 
gien und Energieeffzienz machen. Unser 
Kontinent hat gerade hier noch enor-
me Potenziale, die bislang weitgehend 
brachliegen. Durch saubere Energie-
quellen kann eine weitgehende Ener- 
gieunabhängigkeit erreicht, können Kli-
ma und Umwelt geschützt und nachhal-
tige Jobs geschaffen werden.
Das ist unser Ziel. Die gute Nachricht: 
Alle Lösungen dafür stehen bereit, sie 
müssen nur angepackt werden!
Die Klimakrise ist eine der größten 
Herausforderungen unserer Generation. 
Versagen wir bei der Eindämmung der 
Krise, haben wir als politische Genera-

werden zunehmen. Selbst die Weltbank 
rechnet mit 140 Millionen Klimaflücht-
lingen bis 2050. Es wird zu Kriegen um 
Wasser, fruchtbare Böden oder sichere 
Stätten kommen. Wir werden uns der 
Verantwortung so oder so nicht entzie-
hen können. Doch die Zeit läuft uns da-
von. Hitzerekorde, Dürren, Überschwem-
mungen und starke Stürme liefern fast 
täglich neue Schreckensmeldungen. Der 
vergangene Sommer hat auf eindring-
liche Weise gezeigt, dass die Klimakrise 
längst auch bei uns in Europa Realität 
ist. Es ist höchste Zeit, dass die EU ihre 
Klimapolitik endlich an den Zielen des 
Pariser Klimaabkommens ausrichtet.
Die Europäische Union muss zu einer 
Union des Klimaschutzes werden. Das 
heißt nicht nur, dass sie eine andere 
Energie-, Wirtschafts- und Landwirt-
schaftspolitik betreibt, sondern dass sie 
die ökologischen Fragen auch ins Zen-
trum ihrer Außen-, Sicherheits- und Frie-
denspolitik stellt. Wie wir unseren Ener-
giehunger stillen, wird maßgeblich die 
Leitlinien der Außenpolitik bestimmen. 
Ob wir schmutzige Deals mit Diktatoren 
um Öl, Gas und Kohle eingehen oder 
eine demokratische Energieinfrastruktur 
auf Basis der Erneuerbaren aufbauen, ist 
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tion versagt. Mit Klimaschutz schützen 
wir nicht nur (und noch nicht einmal 
in erster Linie) Arten und Natur. Wir 
schützen unsere Lebensgrundlagen, 
aber auch die liberale Demokratie, ein 
Gemeinwesen, das in der Lage ist, wer-
tebasierte Politik zu machen. Und wir 
schützen die ökonomische Basis, auf der 
wir unsere Politik aufbauen. Wir leben 
bereits in einer Welt, die sich um ein 
Grad erwärmt hat. 

Klimagerechtigkeit

Diese Veränderung birgt schon heute 
erhebliche Risiken für unser Zusammen-
leben und unsere Freiheit. Eine Erder-
hitzung, die nicht unter 1,5 Grad liegt, 
wird unkontrollierbare Folgen haben. 
Und sie trifft zuerst jene, die die Klima-
krise nicht verursacht haben und sich 
am wenigsten vor den Auswirkungen 
schützen können: Menschen, besonders 
Frauen, in den Ländern des globalen 
Südens. Deshalb streiten wir – an der 
Seite einer globalen Bewegung – für 
Klimagerechtigkeit. Viele werden ihr 
Zuhause verlassen müssen und sich als 
Klimaflüchtlinge auf den Weg machen. 
Die weltweiten Migrationsbewegungen 



5

ein Unterschied. Die EU-Energieaußen-
politik muss auf Nachhaltigkeit und ei-
nen Dialog auf Augenhöhe im Interesse 
der betroffenen Staaten setzen. Zu einer 
solchen gemeinsamen EU-Außenpolitik 
ist daher eine starke, auf erneuerba-
ren Energien basierende Energieunion 
notwendig.
Eine Handels- und Landwirtschaftspo-
litik, die unseren Reichtum auf Kosten 
Dritter erwirtschaftet, oder stattdessen 
faire Partnerschaften, die einen gedros-
selten Ressourcenverbrauch bei uns 
bedeuten, machen einen Unterschied. 
Fischen wir die Meere leer oder sorgen 
wir für halbwegs intakte Meeresökolo-
gie? Exportieren wir unseren Müll ins 
Ausland oder verzichten wir auf Weg-
werfplastik?
Mit welchen Wohlstandsindikatoren 
wollen wir am Gemeinwohl orientiertes 
Wirtschaften stärken? Viele Menschen 
sind weiter als die Politik: zum Beispiel 
diejenigen, die sich an Bürgerenergie-
projekten beteiligen, auf ökologisch 
erzeugte Lebensmittel setzen, in Nach-
haltigkeit und grüne Infrastruktur inves-
tieren. Viele europäische Städte tüfteln 
schon lange an einer autofreien Zukunft. 
Aber auch innovative Unternehmen, 

Ingenieur*innen, Wissenschaftler*innen 
und viele mehr haben sich auf den Weg 
gemacht. Mit ihnen allen verbünden wir 
uns. Und packen an. Für ein Europa, das 
ohne Kohle- und Atomstrom auskommt, 
eine Agrarpolitik betreibt, die auf ökolo-
gischen Kriterien basiert, Tiere schützt 
und Landwirten eine Perspektive gibt, 
das mit einer Plastikabgabe plastikmüll-
frei wird und unsere Meere schützt.

Lebensraum bieten

Schadstoffbelastete Böden und Gewäs-
ser, weniger Summen und Brummen 
in der Luft – das sind Anzeichen einer 
kranken, ausgelaugten und überstra-
pazierten Natur, die auf den Menschen 
zurückgehen. Und Anzeichen dafür, dass 
wir Grenzen überschreiten. Diesen Her-
ausforderungen müssen wir uns stellen. 
In einem gemeinsamen Europa können 
wir mit weniger Dünger, weniger Pesti-
ziden und einem Verbot von Glyphosat 
Tieren und Pflanzen wieder mehr Le-
bensraum geben. Mit einer Wasserrah-
menrichtlinie, die wir konkretisieren und 
konsequent umsetzen, verbessern wir 
die Qualität von Flüssen und Seen. Und 
mit europäischen Korridoren für Biotope 

und mehr Wildnisflächen erhalten wir 
wichtige Lebensgrundlagen. Wir wollen 
ein gemeinsames Europa, das seine 
Umwelt und Natur schützt.
Bei der sauberen Mobilität, bei den 
erneuerbaren Energien oder auch beim 
Divestment hinkt Europa hinterher. Wir 
wollen grüne Anleihen europaweit stär-
ken und eine Richtlinie für ökologische 
Transparenz am Finanzmarkt schaffen. 
Für den Verkehr der Zukunft wollen wir 
eine europäische Batteriezellenproduktion 
aufbauen, die sparsam mit den notwen-
digen Ressourcen umgeht. Damit sorgen 
wir für mehr klimafreundliche Mobilität 
und halten zugleich die Wertschöpfung 
in Europa. Digitale Technologien wol-
len wir stärker für vernetzte Mobilität 
einsetzen. Zudem knüpfen wir ein eu-
ropaweites Schienennetz und verlagern 
Güter von der Straße auf die Gleise.
Mit einem dynamisch ansteigenden 
CO2-Mindestpreis sorgen wir für wirk-
samen Klimaschutz. Und für mehr 
Erneuerbare und größere Versorgungs-
sicherheit schaffen wir einen gesam-
teuropäischen Stromverbund und ein 
intelligentes Stromnetz. Das alles geht 
nur gemeinsam.
In einem gemeinsamen Europa.

Statt Tagebau Hambach: Klimaschutz, erneuerbare Energien und Energieeffzienz

Von 2016 bis 2020 fließen 668.475 Euro Förderung von Brüssel nach 
Oberhausen, um CO2-Emissionen zu verringern.
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Wirtschafts-, Währungs- 
und Sozialunion vertiefen

Kommt, wir bauen 
das neue Europa!

ede*r Europäer*in soll sich frei ent-
falten können. Niemand wird zurück-
gelassen. Es geht fair und gerecht zu. 

Diesen Anspruch haben wir an Europa. 
Aber Anspruch und Wirklichkeit passen 
nicht zusammen. Die Lebensverhältnisse 
zwischen den Mitgliedstaaten, zwischen 
Nord und Süd, Ost und West klaffen aus-
einander. Genauso ist es innerhalb der 
einzelnen Länder. Und die ökonomische 
Globalisierung macht es immer schwieri-
ger, soziale Gerechtigkeit zu organisieren. 
Etwa wenn große Konzerne versuchen, 
Staaten gegeneinander auszuspielen, 
und die Länder in einen Wettbewerb 
um die niedrigsten Steuern und die 
niedrigsten Löhne geraten. Oder wenn 
Unternehmen und Vermögende sich ihrer 
Verantwortung für das Gemeinwesen 
stetig entziehen oder nicht stellen.
Diese Situation wird nun noch ver-
schärft, weil die Digitalisierung die Art, 
wie wir leben und arbeiten, radikal ver-
ändern wird. In den letzten Jahren und 
Jahrzehnten war in der Europäischen 
Union sowie in vielen Mitgliedstaaten 
die Auffassung vorherrschend, dass die 
Ökonomie Vorrang vor dem Politischen 
hat, dass Regeln und Eingriffe in den 
freien Markt schädlich sind, dass es nur 
vom Willen und Vermögen des Einzelnen 
abhängt, ob sie oder er glücklich wird.
Diese Auffassung war blind für die 
gesellschaftlichen Voraussetzungen, die 
unsere Leben prägen und die es einigen 
schwerer und anderen leichter machen. 

In der Folge ist die Schere zwischen 
Arm und Reich weit auseinandergegan-
gen. Vor allem die einseitige Sparpolitik 
während der Eurokrise hat in einigen 
Ländern eine ganze Generation ihrer 
Zukunft beraubt und die Europäische 
Union gespalten. Das ist ein ökonomi-
sches, ein soziales und ein demokrati-
sches Problem: Zu viele leben in Armut, 
zu viele sind verunsichert, wenden sich 
enttäuscht ab, verabschieden sich aus 
der Gesellschaft.
Wenn wir diese Probleme lösen und 
mehr Sicherheit, Perspektive und 
Vertrauen geben wollen, müssen wir 
europäisch handeln. Denn angesichts 
der globalen Herausforderungen, 
angesichts der international agieren-
den Konzerne, die Unternehmenssitze 
und Produktionen je nach Steuer- und 
Lohnhöhe verlagern können, stoßen die 
Nationalstaaten an ihre Grenzen. Aber 
ein solidarisches Europa als gemeinsa-
mer Wirtschaftsraum kann ihnen Paroli 
bieten und einen Rahmen setzen.
Für eine europäische Politik brauchen 
wir aber einen anderen Geist: Politik 
muss wieder das Heft des Handelns 
aufnehmen und wir müssen für Wohl-
stand, Freiheit und Gerechtigkeit für 
alle kämpfen. Es gilt, dafür Geld in die 
Hand zu nehmen. Nicht mehr ein Europa 
des Sparzwangs und der Neiddebatten, 
sondern eines, das in die Zukunft seiner 
Bürgerinnen und Bürger investiert. Die 
Europäische Union soll europäische öf-

fentliche Güter, die für alle da sind, wie 
Klimaschutz, innere und äußere Sicher-
heit, Finanzstabilität, Forschung, eine 
europäische Infrastruktur für Kommuni-
kation, Energie und Mobilität schaffen 
und durch gemeinsame Steuern solida-
risch und gerecht finanzieren.
Wenn die EU Steuerdumping entschlos-
sen bekämpft, kann das dafür sorgen, 
dass auch die großen Unternehmen 
und alle Vermögenden ihren gerechten 
Beitrag zum Solidarsystem leisten. Eine 
krisenfeste und prosperierende Wäh-
rungsunion sehen wir als Grundpfeiler 
einer starken und solidarischen euro-
päischen Gemeinschaft. Daher möchten 
wir die Währungsunion so weiterent-
wickeln, dass weitere Krisen vermieden 
werden können und im Falle einer Krise 
trotzdem die nötigen Instrumente zur 
Stabilisierung der Wirtschaft einsatz-
bereit sind. Der Binnenmarkt soll so 
ausgestaltet werden, dass er die Rechte 
von Umwelt, Verbraucher*innen und 
Arbeitnehmer*innen umfassend schützt.
Europäischer Zusammenhalt heißt, allen 
Menschen in der EU soziale Rechte zu 
garantieren, sie überall durchzusetzen 
und einklagbar zu machen. Gerade 
Jugendliche brauchen eine Perspektive. 
Alle Menschen in der EU müssen sich 
auf faire Löhne und Arbeitsbedingun-
gen, auf einen Schutz vor Armut und 
Ausbeutung verlassen können, gerade 
auch wenn sie in unterschiedlichen Län-
dern leben und arbeiten. 
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ie Europäische Union hat Un-
glaubliches geleistet: Zum ersten 
Mal in der Geschichte unseres 

Kontinents leben wir in einem gemein-
samen Raum des Rechts und nicht 
nach dem „Recht des Stärkeren“. Die 
EU hat schon viele Schritte für mehr 
Gleichberechtigung, für den Schutz 
von Minderheiten und für die Stärkung 
ihrer Demokratie getan.
Europas Werte basieren auf der Grund-
rechtecharta: Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte. Dieses Fundament 
muss all die Bewohner*innen der Eu-
ropäischen Union tragen und verdient 
es, mit einem arbeitsfreien Feiertag 
gewürdigt zu werden, der in allen Mit-
gliedstaaten gemeinsam gefeiert wird. 

Stärkung der Demokratie

Doch in den letzten Jahren und Mo-
naten haben nationale und nationa-
listische, reaktionäre, populistische 

Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechte

und völkisch-rassistische Parteien die 
Grundprinzipien der europäischen Eini-
gung angegriffen und ausgehöhlt. Wir 
stehen für die Stärkung der Demokratie 
und wünschen uns gerade in Zeiten des 
Erstarkens der extremen Rechten ein 
solidarisches Europa, das sich sozial er-
neuert und in dem Menschen sich frei 
begegnen können. Das heißt nicht, Mit-
gliedstaaten zu entmachten, sondern 
nationale Kompetenzen zu bündeln, um 
einen Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts zu gewährleisten.

Idee leben

Diese Idee eines freiheitlichen, demo-
kratischen Europas leben wir, und wir 
werden die Werte Europas verteidigen. 
Wenn nationale Regierungen Rechte 
von Andersdenkenden mit Füßen tre-
ten und die Unabhängigkeit von Justiz 
oder Presse infrage stellen, stärken wir 
gezielt die demokratischen Kräfte in 
den betroffenen Mitgliedstaaten. Wenn 
autoritäre Regierungen in Mitgliedstaa-

ten Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
durch Korruption untergraben, soll die 
EU-Kommission den nationalen Regie-
rungen die Kontrolle über die EU-Gel-
der entziehen können.
Wenn Menschen im Netz angegrif-
fen werden, zum Beispiel aufgrund 
ihres Aussehens, ihrer Behinderung 
oder sexuellen Identität oder weil sie 
angeblich nicht die richtige Herkunft 
oder Religion haben, dann wollen wir 
gesamtgesellschaftliche Antworten mit 
einem Fokus auf effziente Rechtsdurch-
setzung auch gegenüber internationa-
len Konzernen entwickeln. Eine anlass-
lose Massenüberwachung lehnen wir 
ab. Wenn Menschen sich aus Not in die 
Hände von Schleppern und Schmugg- 
lern begeben müssen, schaffen wir 
legale Flucht- und Migrationswege und 
ein Einwanderungsgesetz, damit das 
Sterben auf dem Mittelmeer beendet 
und Einwanderung ermöglicht wird.
Aber es bleibt viel zu tun: Demokrati-
sche Strukturen und Beteiligungsrechte 
wollen wir stärken, Minderheiten noch 
effektiver schützen, Grundrechte aus-
bauen und Sicherheit gewährleisten. 

D
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Friede, Sicherheit und 
globale Gerechtigkeit 
fördern

Kommt, wir bauen 
das neue Europa!

ie internationale Staatenord-
nung befindet sich im Umbruch. 
Russlands Präsident verletzt die 

territoriale Integrität anderer Staaten 
und verhindert eine demokratische 
Entwicklung im Inland. Chinas Führung 
verstärkt immer weiter die staatliche 
Überwachung und heizt Territorialkon-
flikte im Südchinesischen Meer an. In 
den Staaten Nordafrikas und des Na-
hen Ostens konnte sich die Hoffnung 
der Menschen auf eine Demokratisie-
rung der Region nicht erfüllen.

Iran und Saudi-Arabien führen statt-
dessen einen Kampf um die Vorherr-
schaft im Nahen Osten. In Syrien tobt 
nach wie vor ein brutaler Krieg, in dem 
sich sogar NATO-Partner feindlich ge-
genüberstehen.

Und die USA, wichtige Initiatorin jener 
Regeln, die seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs einen großen Teil der Welt 
halbwegs zusammengehalten haben, 
haben sich als berechenbarer Akteur 
der Weltpolitik verabschiedet. Mit dem 
Krieg gegen den Irak 2003 hat die 

US-Regierung einen heftigen Bruch mit 
dem Völkerrecht gesucht, in Guantána-
mo die Menschenrechte mit Füßen 
getreten.

Garantien gelten nicht mehr

Mit ihrem aktuellen Präsidenten steigt 
die US-Regierung aus dem Klimaab-
kommen aus, kündigt das Iran-Abkom-
men, agiert in Handelsfragen aggressiv 
und verachtet die internationalen 
Organisationen, die ihr Land selbst 
gegründet hat. Die EU sieht sie wirt-
schaftlich als Gegner. Garantien, auf die 
sich die Europäische Union sicher ver-
lassen konnte, gelten so nicht mehr.

Globale soziale Ungleichheit

Währenddessen geht die globale 
Vermögensverteilung immer weiter 
auseinander. Zwar haben sich Armut 
und Kindersterblichkeit in den letzten 
Jahrzehnten halbiert, in vielen Ländern 
kann mittlerweile die Mehrheit der 
Mädchen und Jungen lesen und schrei-
ben. Dennoch ist das eben nur die 
Hälfte und weltweit leidet weiter jeder 

neunte Mensch – 821 Millionen Men-
schen – an chronischem Hunger und  
1,5 Milliarden Menschen sind mange-
lernährt. Das reichste Prozent der Welt-
bevölkerung besitzt über 50 Prozent 
des Gesamtvermögens und damit mehr 
als die übrigen 99 Prozent der Weltbe-
völkerung.

Die Auswirkungen der Klimakrise ver-
treiben nicht nur immer mehr Men-
schen aus ihrer Heimat, weil sie auf 
ausgetrockneten oder überschwemm-
ten Böden nicht mehr leben und keine 
Landwirtschaft betreiben können, son-
dern auch, weil die Auswirkungen der 
Klimakrise vielerorts bestehende Kon-
flikte und schlechte Regierungsführung 
verschärfen.

EU muss sich beweisen

In dieser Situation muss sich die EU 
beweisen: als außenpolitische Ak-
teurin, als Wertegemeinschaft, in der 
der Mensch mit seiner Würde, seiner 
Freiheit und seinen unveräußerlichen 
Rechten im Mittelpunkt steht – wissend, 
dass gerade in der Außenpolitik immer 
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Kompromisse nötig sind und vielfältige 
Interessen ausbalanciert werden müs-
sen. Will die EU bei der Reduzierung 
von Instabilität, der Bekämpfung von 
massiven Menschenrechtsverletzungen 
und der Beendigung von Krisen in ihrer 
unmittelbaren Nachbarschaft und dar-
über hinaus eine Rolle spielen, müssen 
ihre Mitgliedstaaten im Bereich der 
Außen-, Sicherheits- und Friedenspolitik 
viel stärker kooperieren als bisher.

Weltpolitikfähigkeit?

Die Europäische Union ist nie darauf 
angelegt gewesen, aber die Frage, die 
sich stellt, ist die nach der Weltpolitik-
fähigkeit. Wenn wir diese Frage nicht 
angehen, dann wird die Europäische 
Union, dann wird die globale Zusam-
menarbeit bedeutungslos. Dafür die 
Pflöcke entlang von Frieden, Men-
schenrechten und dem Völkerrecht zu 
setzen, ist für uns als GRÜNE die zen- 
trale Aufgabe der nächsten Jahre.

Keine Gleichberechtigung

Noch immer sind Frauen und Mädchen 
weltweit nicht gleichberechtigt. 
Das wollen wir ändern. Die Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter ist näm-
lich nicht nur Menschenrecht, sondern 
Stabilisator für nachhaltigen Frieden, 
ist Grundlage gerechter Gesellschaf- 
ten und Motor wirtschaftlicher Ent-
wicklung. 

Mit einer explizit feministischen 
EU-Außenpolitik wollen wir deshalb 
geschlechtsspezifische Analysen und 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen 
und Minderheitengruppen auf allen 
Verhandlungs- und Umsetzungsebenen 
fördern.  
Wir rücken systematisch die Auswir-
kungen außenpolitischer Entscheidun-
gen auf die Machtverhältnisse zwi-
schen den Geschlechtern ins Zentrum 
sonst überwiegend männlicher Debat-
tenverläufe und Analysen.
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Kommt, wir bauen 
das neue Europa!

n atemberaubender Geschwindig-
keit greift der wissenschaftliche und 
technische Fortschritt immer tiefer 

in unsere Leben ein. Die Digitalisierung 
prägt, wie wir arbeiten, wie wir kom-
munizieren, wie wir denken, wie wir 
lernen, wie wir reden. Sie wird immer 
noch stark von Männern dominiert. Sie 
stellt die Wirtschaft auf den Kopf und 
vieles infrage. Es öffnet sich ein Raum 
von ungeahnten Möglichkeiten und 
Herausforderungen: nicht nur, dass Ro-
boter Rasen mähen und Post austragen, 
sondern auch, dass sie unsere Eltern 
und Großeltern im Heim pflegen. Dass 
ferngesteuerte Maschinen die Felder 
so passgenau düngen, dass keine Nähr-
stoffüberschüsse mehr entstehen.

Technischer Fortschritt

Dass Roboter Kriege führen und über 
Leben und Tod bestimmen. Neue 
Konzerne dominieren die Märkte und 
ihre handelbare Ware sind unsere per-
sönlichen, intimsten Daten. Aus For-
schungen werden neue Techniken. Es 
entsteht neue Arbeit, alte geht verloren 
und unsere Art zu arbeiten ändert sich.
Vieles klingt verheißungsvoll, anderes 
scheint unheimlich, aber in jedem Fall 
gilt: Technischen Fortschritt kann man 
nicht aufhalten und auch nicht rück-
gängig machen.

Es ist deshalb an der Politik, die Ver-
änderungen entlang der europäischen 
Werte zu gestalten. Das bedeutet, Ent-
wicklungen zu fördern, aber auch zu 
entscheiden, was man zulassen will 
und wie Anwendungen zu regulieren 
sind. Sinnvoll geht das nur auf europä-
ischer Ebene. Wenn wir wissen wollen, 
nach welchen Kriterien Algorithmen 
bestimmen, wer wie viel für einen Flug 
bezahlen muss oder wer in die engere 
Auswahl für Jobs kommt, dann wird 
das kaum national möglich sein. Sonst 
können sich global agierende Konzerne 
den niedrigsten nationalen Standard 
aussuchen. 

Europa dagegen ist eine Macht. Wenn 
die EU will, kann sie die digitale Welt 
zivilisieren. Sie muss aus unserer Sicht 
geeignete Regeln für die Haftung von 
Maschinen und für die Transparenz 
und Überprüfbarkeit von Algorithmen 
schaffen, sie muss die Diskriminie-
rung durch Suchmaschinen, Filter 
und Co. verbieten. Andererseits gilt 
es, die Chancen, die sich auftun, wirk-
lich zu nutzen: Schlüsseltechnologien 
und Start-ups mit nachhaltigen Ge-
schäftsmodellen fördern; ein neues 
Forschungsprogramm auflegen, damit 
Ideen und Zukunftstechnologien zum 
Nutzen der Gesellschaft entwickelt 
werden und der Technologietransfer in 

die Praxis beschleunigt wird; an neu zu 
gründenden europäischen Universitäten 
Wissen bündeln und so die Innovations-
kraft vervielfachen.

Bildung ist der Schlüssel

Und für all das gilt: Die Freiheit von 
Wissenschaft und Forschung und ge-
nauso von Kunst muss garantiert sein. 
Kultur und Kreativität müssen sich frei 
entfalten können, was angesichts des 
Drucks, unter dem Kulturschaffende 
in Ländern wie Ungarn stehen, keine 
Selbstverständlichkeit mehr ist. 
Bildung ist dabei der Schlüssel, damit 
wir für die rasanten Änderungen ge-
wappnet sind. Das gilt für Kinder und 
Jugendliche genauso wie für Erwachse-
ne. Wir wollen ein Recht auf Weiterbil-
dung und lebenslanges Lernen EU-weit 
verankern. Schüler*innen, Auszubildende 
und Student*innen sollen Europa kon-
kret erfahren können.

Erasmus

Dafür etwa wollen wir das europäische 
Erasmus-Programm massiv ausbauen, 
damit Europa nicht nur für Akademiker 
erlebbar wird. So schaffen wir ein Euro-
pa als Raum der Kreativität und Inno-
vation, ein Europa, das auf der Höhe der 
Zeit ist und die Entwicklungen steuert, 
statt ihnen hinterherzulaufen.

Innovation, Bildung 
und Kultur

I
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ie Stärke und Attraktivität der EU 
liegt in ihrer Vielfalt. Diese Viel-
falt wird durch die europäische 

Gründungsidee geschützt. Die EU will 
keine übergeordnete Zentralmacht sein, 
sondern Mitgliedstaaten, Regionen und 
Kommunen zu einem friedlichen und 
fruchtbaren Miteinander befähigen. Sie 
sollen ihre jeweils eigenen demokra-
tischen Entscheidungsspielräume be-
halten. Wir wollen, dass auch in Zukunft 
die politischen Entscheidungen dort 
verwirklicht werden, wo sie am besten 
gelingen: in den Dörfern und Städten.

Die Kommunen sind das Fundament der 
Europäischen Union. Hier organisieren 
die Bürger*innen ihr Zusammenleben 
im Alltag, hier wirkt europäische Politik 
unmittelbar, hier kann der Grundstein 
für mehr Europa gelegt werden. Hier 
findet Europa jeden Tag statt.

Es ist deshalb richtig, dass so viele Ent-
scheidungen wie möglich auf kommu-
naler Ebene getroffen werden. Das Sub-

sidiaritätsprinzip - also Entscheidungen 
möglichst bürgernah zu treffen - ist die 
Grundlage für ein erfolgreiches Europa. 
Das bedeutet aber auch, dass Europa da 
unterstützend wirken soll, wo Kommu-
nen an ihre Grenzen stoßen.

Nicht alles in Europa muss gleich ge-
macht werden. Und nicht jeder Lebens-
bereich soll reguliert werden. Der euro-
päische Binnenmarkt ist eine wichtige 
Errungenschaft, aber die Umsetzung 
seiner Wettbewerbsregeln darf nicht 
dazu führen, dass Kommunen zum Bei-
spiel zur Privatisierung der öffentlichen 
Güter gezwungen werden.

Ein Ausverkauf öffentlicher Aufgaben 
in der Daseinsvorsorge ist mit grünen 
Überzeugungen nicht vereinbar. Die 
Selbstbestimmung der Regionen und 
Kommunen muss auch in Zukunft fester 
Bestandteil eines geeinten Europas sein.

Wenn EU und Kommune Hand in Hand 
arbeiten, kann wirklich etwas für die 

Bürger*innen verbessert werden. Bei-
spielsweise kümmert die EU sich darum, 
dass grenzüberschreitender Verkehr 
funktioniert, und die Kommune gestal-
tet den örtlichen Busfahrplan.

Diese Prozesse müssen ineinandergrei-
fen und funktionieren, denn Europa 
lebt von der Verständigung und dem 
Austausch über Grenzen hinweg. So 
entsteht ein europäisches Gemein-
schaftsgefühl. Bereits jetzt gibt es eine 
europäische Zusammenarbeit in gren-
züberschreitenden Metropolregionen, 
die Brücken nicht nur zwischen Ländern 
und Kommunen entstehen lässt, son-
dern vor allem zwischen den Menschen.

Der europäische Gedanke verankert 
sich in den Köpfen der Bürger*innen, 
wenn sie die Arbeit der EU in den Kom-
munen erleben, etwa wenn Straßen 
oder Gebäude mit Förderprogrammen 
der EU errichtet werden. Wir wollen den 
Kommunen einen einfachen, direkten 
Zugang zu den Fördermitteln geben.

Europa der 
Regionen und Kommunen
D
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